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Liebe Leserin, lieber Leser,

der zunehmende Einsatz von In-
formations- und Kommunikations-
technologien (�Multimedia�) in an-
nähernd allen Lebens- und Arbeits-
bereichen, die Globalisierung der
Wirtschaftsbeziehungen, der Wan-
del vom Verkäufer- zum Käufer-
markt, geänderte rechtliche Rah-
menbedingungen und nicht zuletzt
gewandelte gesellschaftliche Vor-
stellungen von �Arbeit� sind Kenn-
zeichen von Veränderungen in der
Arbeitswelt.
Für privatwirtschaftliche Unterneh-
men und öffentlich-administrative
Organisationen bedeutet dies in
Zukunft eine stärkere Ausrichtung
auf Dienstleistungen, vor allem auf
kundenspezifische Dienstleistungen.
Die Diskussionen um den �Service-
standort Deutschland� und die Er-
fahrung, dass eine Vielzahl industri-
eller Produkte nur noch im Verbund
mit einem umfangreichen Dienstlei-
stungsangebot zu vermarkten ist
und Kundentreue in hohem Maße
mit der Servicequalität zusammen-
hängt, offenbaren die Notwendig-
keit einer Neuorientierung für die
meisten Unternehmen.
Informations- und Kommunikations-
technologien bestimmen immer
mehr administrative, technische, or-
ganisatorische und soziale Prozesse
der Arbeit. Ausdruck dieser Entwick-
lung sind auch die Call Center, die
heute die von vielen Organisatio-
nen angestrebte Schnittstelle zum
Kunden und seinen Informationsbe-
dürfnissen darstellen.
Der Projektverbund Ver-T-iCall greift
die Frage auf, wie die bisher im we-
sentlichen als (Auskunfts-)Call Cen-

ter betriebenen Strukturen in kom-
petente Service- und Informations-
Center unter Berücksichtigung von
gesundheits- und fähigkeitsgerech-
ten sowie zugleich produktivitäts-
förderlichen und kundenorientierten
Gestaltungsaspekten in die öffentli-
che Verwaltung überführt werden
können. Hierbei stehen sowohl die
innovative Organisation der Tätig-
keit unter Berücksichtigung ganz-
heitlicher Gestaltungsansätze, die
kundenorientierte Bereitstellung in-
dividueller Kompetenzen als auch
wirtschaftliche Zielstellungen im Fo-
kus der Betrachtung.
Das vorliegende Aktionsheft des
Projektverbundes behandelt dabei
im Schwerpunkt die Ergebnisse des
ersten Workshops, welcher mit
Fachvertretern aus Verwaltung, In-
teressenvertretung und Wissenschaft
zum angesprochenen Themen-
komplex am 06. Juni 2001 im Mi-
nisterium für Arbeit und Soziales,
Qualifikation und Technologie des
Landes NRW stattgefunden hat.
Ich wünsche Ihnen eine anregende
Lektüre dieses Aktionsheftes!

Ziele und Ziel-
konflikte im
Veränderungs-
prozess öffentli-
cher Verwaltungen

4 Kontakadressen
und wichtige Links
im WWW

16 Die Projektpartner
des Verbundpro-
jektes Ver-T-iCall
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Projektziele

Gesundheit fördern, Effizienz steigern!Gesundheit fördern, Effizienz steigern!Gesundheit fördern, Effizienz steigern!Gesundheit fördern, Effizienz steigern!Gesundheit fördern, Effizienz steigern!

Im folgenden werden die grundlegenden Projektziele des vom
BMA geförderten Verbundprojektes Ver-T-iCall aufgezeigt. Dabei
soll deutlich werden, wie die bisher im wesentlichen als (Aus-
kunfts-)Call Center betriebenen Strukturen in kompetente Service-
und Informations-Center unter Berücksichtigung von gesundheits-
und fähigkeitsgerechten sowie produktivitätsförderlichen und
kundenorientierten Gestaltungsaspekten überführt werden kön-
nen. Hierbei sollen sowohl die Organisation der Tätigkeit unter
Berücksichtigung ganzheitlicher Gestaltungsansätze, die kunden-
orientierte Bereitstellung individueller Kompetenzen als auch
wirtschaftliche Zielstellungen im Focus der Betrachtung stehen.
Ein Gestaltungserfolg im Sinne einer hohen Qualität der Dienstlei-
stung ist nur dann erreichbar, wenn Maßnahmen neben techni-
schen und logistischen auch verhaltensbezogene Maßnahmen als
gleichrangige Ziele mit einbeziehen und damit die Qualität der
Prozesse sichern

Das Modellprogramm desDas Modellprogramm desDas Modellprogramm desDas Modellprogramm desDas Modellprogramm des
BMABMABMABMABMA

Das Bundesarbeitsministerium för-
dert im Rahmen seines Modell-
programms �Bekämpfung arbeits-
bedingter Erkrankungen� zwei
Modellvorhaben, die aufzeigen
sollen, welche Gesundheitsge-
fährdungen den Beschäftigten in
Call-Centern drohen und wie die
Arbeitsbedingungen sicherheits-
und gesundheitsgerecht gestaltet
werden können. Projektnehmer
sind die Verwaltungs-Berufsgenos-
senschaft, Hamburg, und die Ber-
gische Universität - Gesamthoch-
schule Wuppertal. Das Modellvor-
haben der Verwaltungs-Berufsge-
nossenschaft - CCall - deckt den
gewerblichen Bereich ab, das zwei-
te Vorhaben der Universität Wup-
pertal - Ver-T-iCall - den Bereich
der Öffentlichen Verwaltung. Beide
Projekte haben kompetente Koope-
rationspartner aus Wissenschaft
und Praxis in ihren Verbund mit
einbezogen. Die Projektverbünde
arbeiten eng zusammen und wer-
den durch einen gemeinsamen,
übergeordneten Beirat gesteuert.
Die wissenschaftliche Begleitung
und Evaluation nimmt die Bundes-

anstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin wahr.

Das Projekt VDas Projekt VDas Projekt VDas Projekt VDas Projekt Ver-er-er-er-er-TTTTT-iCall-iCall-iCall-iCall-iCall

Immer mehr Verwaltungen interes-
sieren sich dafür, ihre Dienstleistun-
gen gegenüber ihren Kunden zu
verbessern. Dabei spielen zentrale
Service- und Informationseinheiten
eine zunehmende Rolle. In den
letzten Jahren wurden beispielswei-
se in vielen Städten Bürgerämter
oder Bürgerzentren eingerichtet, in
denen verschiedene Verwaltungs-
dienstleistungen dem Bürger an ei-
ner zentralen Stelle angeboten wer-
den.

Unter Leitung der Universität Wup-
pertal und des Instituts für Arbeits-
medizin, Sicherheitstechnik und Er-
gonomie an der Bergischen Uni-
versität Wuppertal (Institut ASER
e.V.) wird dabei untersucht, inwie-
fern die auch in der Verwaltung
mehr und mehr zu beobachtende
Einführung von Call-Centern tat-
sächlich zu einer Verbesserung te-
lefonischer Informations- und Bera-
tungsdienste für die Kunden und
Beschäftigten zugleich führen kann.
Der Erfolg der Einführung von

Call-Centern in der öffentlichen
Verwaltung wird nicht zuletzt davon
abhängen, ob es gelingen kann,
angemessene Arbeitsbedingungen
für die dort tätigen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter zu schaffen.

Die ZieleDie ZieleDie ZieleDie ZieleDie Ziele

Im Projekt Ver-T-iCall werden Hilfs-
mittel, Leitlinien und Methoden
analysiert, entwickelt und erprobt,
die einen Beitrag dazu leisten,
Informations- und Beratungsange-
bote der öffentlichen Verwaltung
auf der Basis sicherer, gesundheits-
gerechter und effizienter Arbeitsbe-
dingungen nachhaltig zu entwik-
keln.

In einem ersten Schritt wurden da-
her bereits existierende oder im
Aufbau befindliche Call-Center in
der öffentlichen Verwaltung in einer
Bestandsaufnahme untersucht und
hinsichtlich verschiedener insbe-
sondere mitarbeiterbezogener
Gestaltungskriterien ausgewertet.
Auf dieser Grundlage werden dann
Modelllösungen zur Einführung
von Service-Center-Strukturen ent-
wickelt und in ausgewählten Be-
hörden projektiert. Im Ergebnis die-
ses zweijährigen Projekts wird ein
Praxisleitfaden für die Beurtei-
lung, Bewertung und Gestaltung

der Arbeitsbedingungen und -
abläufe entstehen, der weiteren in-
teressierten Verwaltungen als Hilfe-

3



Projektziele
stellung beim Auf- und Umbau ih-
rer zentralen Beratungseinrichtun-
gen dienen kann.

Das Projekt stellt hierzu Um-
setzungskonzepte zur Planung und
Realisierung von Beratungsdienst-
leistungen in der öffentlichen Ver-
waltung bereit, weist deren Mach-
barkeit exemplarisch nach und
überführt die Erkenntnisse in einen
Praxisleitfaden. Folgende Konzepte
bilden die Grundlage:

- Konzept für eine Systematik zur
Abgrenzung unterschiedlicher For-
men und Arten von Beratungs-
dienstleistungen (Typisierungs-/
Klassifizierungskonzept)
- Erarbeitung von zugeordneten
Konzepten zur Planung und Ent-
wicklung von �hochwertigen� Bera-
tungsagenturen (Planungskonzept
für Informations- und Beratungs-
dienstleistungen).
- Reorganisations- und Transfer-
konzept für bestehende Einrichtun-
gen (Transferkonzept).
- Konzept zur Weiterentwicklung

mitarbeiterbezogener Gestaltungs-
ansätze in der öffentlichen Verwal-
tung (Integriertes Beteiligungs-
konzept).
- Organisationsentwicklungs-
konzept zur innovativen Beratung
und deren selbständige Weiterent-
wicklung (OE-Konzept).

Die VisionDie VisionDie VisionDie VisionDie Vision

Ver-T- iCall versteht sich als Forum
und Plattform, das den Dialog von
Forschung, Beratung und Praxis

unterstützt und Beschäftigten, Be-
treibern und Planern von Call- und
Service Centern die Informationen,
Methoden und Hilfsmittel verfügbar
macht, die Sicherheit und Gesund-
heit auf einem gleichzeitig hohem
Niveau der Arbeitsqualität gewähr-
leisten. Ein Kompetenznetz aus den
beteiligten Partnern soll die ange-
sammelte Beratungskompetenz
auch nach Abschluss des Projektes
nachhaltig verfügbar machen. Die
Äußerungen von Oberlindober be-
legen nachdrücklich den zukunfts-
gerichteten Ansatz des Projektes:

�(....) Wenn indes nur über die Kompetenz und die Qualifikation der mit den
Kunden kommunizierenden Personen (nennen wir sie Customer Care-Agents)
Wettbewerbsfähigkeit gesichert werden kann, muss dem die Ausbildung Rech-
nung tragen. Umgekehrt steigt mit den Qualifikationen der Basis der Be-
schäftigten im Bereich Customer Care der Druck auf die Betreiber, überkom-
mene und wirtschaftlich unsinnige Formen der Arbeitsorganisation, die oben-
drein das wertvollste Kapital (die Humanressourcen) unnötig verschleißen,
sukzessive zu überdenken� (H. Oberlindober, TEKOMEDIA GmbH, 2000).
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Interessante LinksInteressante LinksInteressante LinksInteressante LinksInteressante Links

http://www.ver-t-icall.de Homepage des in diesem Aktionsheft beschriebenen Projektes u.a. mit
einer umfangreichen Linksammlung

http://www.ccall.de Homepage des Verbundprojektes �CCall� (Verbesserung der Arbeits-
bedingungen in Call Centern) unter Leitung der Verwaltungs-Berufs-
genossenschaft

http://www.gesuender-
arbeiten.de

Angebot der Gemeinschaftsinitiative Gesünder Arbeiten e.V. (GiGA),
einem Zusammenschluss von Vertretern aus Wirtschaft, Gewerkschaft
und Politik zur Verankerung eines modernen Verständnisses von Ar-
beitsschutz in NRW.

http://www.sozialnetz-
hessen.de/ergo-online/
Arbeitsorg/
G_Callcenter.htm

Übersicht zu Gesundheitsrisiken und Gesundheitsschutz im Call Cen-
ter. Viele Links zu Seiten, die sich mit dem Thema Gesundheit am Ar-
beitsplatz beschäftigen

http://www.multimedia
buero.de/callcenter.
php3?view=

Auf diesen Seiten finden Sie - alphabetisch sortiert - diverse Schlag-
wörter rund um die Themen, Projekte, Aufgaben, Vorträge, Veröffentli-
chungen etc. des Kooperationsbüros Multimedia und Arbeitswelt (eine
Gemeinschaftsinitiative von Gewerkschaften).



Workshop

Öffentliche Beratungsdienste - vom CallÖffentliche Beratungsdienste - vom CallÖffentliche Beratungsdienste - vom CallÖffentliche Beratungsdienste - vom CallÖffentliche Beratungsdienste - vom Call
Center zur ServiceCenter zur ServiceCenter zur ServiceCenter zur ServiceCenter zur Service- und Informations- und Informations- und Informations- und Informations- und Informations-----

agenturagenturagenturagenturagentur

- Dokumentation des W- Dokumentation des W- Dokumentation des W- Dokumentation des W- Dokumentation des Workshops vom 06. Juni 2001orkshops vom 06. Juni 2001orkshops vom 06. Juni 2001orkshops vom 06. Juni 2001orkshops vom 06. Juni 2001
im Ministerium für Arbeit und Soziales, Qualifikim Ministerium für Arbeit und Soziales, Qualifikim Ministerium für Arbeit und Soziales, Qualifikim Ministerium für Arbeit und Soziales, Qualifikim Ministerium für Arbeit und Soziales, Qualifikationationationationation

und Tund Tund Tund Tund Technologie  des Landes NRW in Düsseldorf -echnologie  des Landes NRW in Düsseldorf -echnologie  des Landes NRW in Düsseldorf -echnologie  des Landes NRW in Düsseldorf -echnologie  des Landes NRW in Düsseldorf -

Die folgenden Seiten in dieser Rubrik fassen die wesentlichen Er-
gebnisse des Workshops mit den drei Arbeitsgruppen �Welche
Produkte eignen sich Service- und Informationscenter der öffent-
lichen Verwaltung?�, �Arbeitsorganisation und -gestaltung von
Service und Informationscentern - Einbindung in die Struktur öf-
fentlicher Verwaltungen� und �Mitarbeiter in Service- und
Informationscentern - eine berufliche Perspektive?� zusammen.

Arbeitsgruppe I: �Arbeitsgruppe I: �Arbeitsgruppe I: �Arbeitsgruppe I: �Arbeitsgruppe I: �WWWWWelcheelcheelcheelcheelche
Produkte eignen sich fürProdukte eignen sich fürProdukte eignen sich fürProdukte eignen sich fürProdukte eignen sich für
ServiceServiceServiceServiceService- und Informa-- und Informa-- und Informa-- und Informa-- und Informa-
tionscenter der öffentli-tionscenter der öffentli-tionscenter der öffentli-tionscenter der öffentli-tionscenter der öffentli-
chen Vchen Vchen Vchen Vchen Verwaltung?�erwaltung?�erwaltung?�erwaltung?�erwaltung?�

An dieser Arbeitsgruppe nahmen
Vertreter aus Kommunen, der
Arbeitsschutzverwaltung und
Unfallversicherungsträger teil. Im
Anschluß an eine kurze Darstellung
der Inhalte und Ziele des Ver-T-
iCall-Projektes durch das Modera-
torenteam (Frau Zimmermann und
Herr Böcker, Universität Dortmund)
wurden die Teilnehmer gebeten,
das zentrale Thema der Arbeits-
gruppe im Hinblick auf die Beant-
wortung der nachstehenden
Leitfragen zu diskutieren:

�Welche Serviceleistungen kann
eine Service- und Informations-
agentur anbieten? Welche Produk-
te eignen sich in der öffentlichen
Verwaltung?�, �An welchem �Räd-
chen� muss gedreht werden, damit
Veränderungsprozesse in der öf-
fentlichen Verwaltung effizient funk-
tionieren?�

Zu Beginn der Diskussion wünschte
sich der Vertreter einer Kommune
ein Bürgerbüro, wo Meldean-
gelegenheiten, Angelegenheiten

der Kultur und die Ausgabe von
Formularen bearbeitet werden
könnten. Seiner Meinung nach
sollten verschiedene Aufgaben, die
jetzt noch dezentral organisiert
werden, gebündelt werden. Ebenso
sollte ein Beschwerdetelefon einge-
richtet werden, das die Annahme,
die Weiterleitung und die Kontrolle
garantiert. Gibt es eine Telefonzen-

trale, muss eine Weiterleitung ge-
währleistet sein.

Von einem Beschäftigten eines
Unfallversicherungsverbandes wur-
den grundsätzliche Probleme mit
Call Center Lösungen angespro-
chen. Er hat sich mehrere angese-
hen und noch keines gefunden,
das in Frage kommen würde. Er
möchte auf kleine �Inseln� zurück-
greifen, der Begriff Call Center ist
nicht gewünscht, da er bereits mit
einer negativen Konnotation be-
setzt ist. Wünschenswert ist eine In-
formation über sämtliche Leistun-
gen, wobei die verschiedenen An-
gebote, Leistungen und Informatio-
nen im besten Fall aus einer Hand
kommen sollten, um Wege zu ver-
schiedenen Stellen zu sparen. Er-
reichbarkeit sollte als neues Postu-
lat gesehen werden, nicht nur im
Sinne von körperlicher Erreichbar-
keit, sondern auch im Sinne von
Kompetenz. Des weiteren sollte die
zeitliche Erreichbarkeit der gesell-
schaftlichen Entwicklung angepasst
werden, typische Bürozeiten sind
nicht mehr angemessen. Die mo-
derne technische Ausstattung hat
eine Entwicklung erfahren, die Pro-
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Workshop

bleme schneller und besser lösen
kann, das sollte auch genutzt wer-
den. So könnten z. B. Telefonnum-
mern über ISDN angezeigt werden
und der Kunde könnte zurückgeru-
fen werden. Grundsätzlich sollte
sich ein neues Kundenbewusstsein
entwickeln, das scheint eine unab-
dingbare Forderung.

In einem weiteren Beitrag wurden
Ideen und Wünsche aus Kunden-
sicht formuliert und darauf hinge-
wiesen, dass es bereits viele Ange-
bote für Formulare von Bürger-
büros/Ämtern im Internet gebe.
Man könnte meinen, dass der Be-
darf an telefonischer Beratung des-
halb zurück geht, jedoch verschiebt
sich der Bedarf nur, da es auch zu
diesen Formularen Fragen gibt.
Insbesondere fehlen Mitarbeiter,
die qualifizierte Antworten auf Fra-
gen zur Entsorgung, zu Vorschriften
zum Brandschutz, zur Energiever-
sorgung etc. geben. Es wurde der
Wunsch nach einer kompetenten
Ansprechstelle mit klaren Verwal-
tungsstrukturen und Vorgaben über
die jeweilige Zuständigkeit geäu-
ßert.

Erwartet wurde ferner eine An-
sprechstelle, die nicht bzw. maxi-
mal dreimal weitervermittelt, wobei

es wünschenwert sei, dass ein ma-
ximaler Anspruch darin bestünde,
keine Weitervermittlung mehr lei-
sten zu müssen, sondern dass der
angerufene Bedienstete kompetent
und verantwortungsvoll reagieren
kann.

Am Beispiel eines Bauvorhabens
wurden auch Anforderungen an
das Rollenverständnis von Bürger
und Verwaltung angesprochen, bei
dem der Bürger nicht mehr als Bitt-
steller, sondern als Kunde anzuse-
hen sei. Insbesondere an dieser
Stelle sollte an einem Image-
wechsel gearbeitet werden. Eine
schnellere, effizientere und effekti-
vere Abwicklung ist wünschenswert.
Prozessoptimierung sollte nicht nur
außen, sondern auch innen er-
reicht werden.

In einem weiteren Beitrag wurde
ein für alles zuständiges Call Cen-
ter für erstrebenswert erachtet, das
einen �Behördenmarathon� mög-
lichst vermeidet und zugleich Ver-
bindlichkeit gewährleistet. Durch
ein Call Center innerhalb der Be-
hörde könnte schneller und effizi-
enter gearbeitet werden. Grund-
sätzlich sollten alle Belange aufge-
nommen werden und, falls nötig,
sollten die Behörden untereinander

kommunizieren. Eine Vision wäre
eine Beratungsmöglichkeit im Vor-
feld, Präventionsarbeit und eine
�Allround-Erreichbarkeit�.

Die Lage des Bürgers wurde in ei-
ner Wortmeldung nochmals aufge-
griffen: �Wenn der Bürger mit der
Verwaltung telefoniert, weiß er
nicht, wer sein Gegenüber ist�.
Das könnte vermieden werden, in-
dem z. B. Familien konkrete An-
sprechpartner haben und sie so die
Gewissheit haben, dass sich je-
mand um sie kümmert. Es sollte
nicht der Eindruck entstehen, dass
man mit seinem Problem oder mit
seiner Frage �weitergeschoben�
wird und sich keiner zuständig füh-
le. Auch darf es nicht passieren,
dass man (versehentlich) aus der
Leitung �geschmissen� wird. Von
einer modernen Serviceleistung
kann man Perfektion erwarten, in
dieser Hinsicht müssen Verbindun-
gen optimiert werden. In diesem
Zusammenhang wurde auch das
Verfahren des Rückrufs angespro-
chen.

Grundsätzlich müssen Informatio-
nen über Call Center klar sein.
Wenn der Bürger ein bestimmtes
Problem hat, muss er wissen an
wen er sich wenden kann. Als Po-
stulat steht die These �Der Bürger
hat Anspruch auf Informationen�.
Um diese Forderung umzusetzen,
wurde ein zentrales Call Center für
Nordrhein-Westfalen vorgeschla-
gen, das alle Informationen bereit-
hält.

Man brauche bei der Einrichtung
des Instruments Call Center Mitar-
beiter, die sich mit dem Dienst
identifizieren und die ihre eigenen
Ideen mit einbringen können. Es
muss an der Motivationssteigerung
gearbeitet werden. Auch die Ver-
waltung muss umgebaut werden,
Kompetenzen müssen abgegeben
werden, Hierarchien müssen auf-
gebrochen werden. Z. B. müssen
die Vorschläge von Mitarbeitern
der Front-Office ernst genommen
werden, weil sie meist gut sind, da
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Workshop
sie aus der Praxis kommen. Be-
schäftige müssen am Aufbau und
von Beginn an am �Unternehmen�
beteiligt sein.

Die Vertreterin einer Kommune be-
richtete von ihren Erfahrungen im
Bürgerbüro und schilderte auch die
Diskrepanzen zwischen gewachse-
nen Arbeitsanforderungen und Ent-
lohnung: die Beschäftigten bekla-
gen, dass sie viel zu verschiedenen
Bereichen wissen müssen, flexible
Arbeitszeiten haben, die bis spät
abends reichen und im Gegenzug
nur wenig Geld verdienen. Die
Schaffung finanzieller Anreize wur-
de als besonders wichtig erachtet,
um die aufgetretenen hohen Fluk-
tuationsraten zu begrenzen.

Dies wurde von einem weiteren
Teilnehmer bestätigt, der ergänzte,
dass es nicht sinnvoll sei, die Be-
schäftigten in Bürgerbüros nur
�Weiterleiter� von Informationen
seien. Da die Art der Produkte
auch mit der Arbeitsgestaltung zu-
sammenhängt, sei es besser, Aus-
kunft und Sachbearbeitung mitein-
ander zu vermischen, auch um ein-
seitige Anforderungen zu vermei-
den. Qualifizierungsmaßnah-men
sollten entsprechend ausgerichtet
sein, die interne Vermitllung von
Know-how ist unerlässlich.

�Wie können Hemmnisse
überwunden werden?�

Ausgehend von der Sammlung
möglicher Produkte der öffentlichen
Verwaltung, die in Service- und
Informationsagenturen angeboten
werden können, bezog sich der
zweite Teil der Sitzung auf die Er-
mittlung von Faktoren, die Verwal-
tungshandeln bestimmen und die
erforderliche Veränderungs-
prozesse fördern oder hemmen.

Kritisch werden Aspekte des Daten-
schutzes gesehen sowie stark inein-
andergreifende Zuständigkeiten,
die nicht klar getrennt werden
könnten. Widersprüchlich scheint
die Forderung nach neuen Ideen
und Innovation und der gleichzeiti-
ge Personlabbau. Grundsätzlich sei

der Servicegedanke zwar �schön�,
aber der Bürger muss auch selber
mitarbeiten. Man könne auch von
einer Holschuld als Erfordernis
sprechen. Dieser Punkt wurde kon-
trovers diskutiert: insgesamt müsse
jedoch eine Veränderung in den
Köpfen stattfinden, die es ermög-
licht, den Bürger als Kunden zu se-
hen.

Eine besondere Rolle wurde in der
Qualifizierung der Beschäftigten
gesehen, sowohl im fachlichen als
auch im gesundheitlichen Bereich.
Auf die besondere Rolle der
Verwaltungsspitze im Hinblick auf
Verantwortung und Vorbildfunktion
wurde hingewiesen.

Gewünscht wurde zwar auf der ei-
nen Seite ein Verantwortungsbe-
wusstsein der Sachbearbeiter ge-
genüber den Kunden, auf der an-
deren Seite gibt es aber keinen An-
reiz für diese Mehrverantwortung.
Insbesondere finanzielle Anreize
sind nicht möglich. Es wurde be-
tont, dass ein Call Center nicht

eingeführt werden darf, um Kosten
zu sparen, es sollte sich eher um
eine Investitionsentscheidung han-
deln.

Ein �Musterbetrieb� könnte die Be-
schäftigten mit Know-how und In-
formationen versorgen. Weitere

Vorschläge für eine konkrete Ver-
änderung sind Arbeitszeitregelun-
gen, die Familie und Arbeit in Ein-
klang bringen. Auch müssen Lö-
sungen für eine tarifvertragliche
und besoldungsrechtliche Rege-
lung für Beamte/Angestellte gefun-
den werden. Die Schaffung finanzi-
eller Spielräume stelle dabei eine
besondere Herausforderung dar,
da es in diesem Bereich rechtliche
Hemmnisse gibt.

Das Medium Telefon stellt in zwei-
erlei Hinsicht ein Hemmnis dar.
Zum einen stellt sich die Frage, ob
Beschäftigte, die zuvor reine Sach-
bearbeitung gemacht haben, die
Arbeit am Telefon akzeptieren wür-
den und zum anderen muss man
an die Leute denken, für die das
Telefon noch eine Hemmschwelle
birgt. �Psychische Akzeptanz-Bar-
rieren� müssen abgebaut werden.
Zudem wurde angemerkt, dass
gängige Steuerungs- und Control-
linginstrumente der gewerblichen
Wirtschaft (z.B. Qualitätsmana-
gement, Qualitätssicherung,

Systematische Prozessplanung,
Kontinuierlicher Verbesserungs-
prozess (KVP) etc.) auch in öffentli-
chen Bereichen zur Optimierung
von Prozessen und Produkten an-
gewendet werden sollten.
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Zusammenfassend wurde festge-
stellt, daß die Um- und Neugestal-
tung von Prozessen in den Dienst-
stellen der öffentlichen Verwaltung
wesentlich länger dauert, weil die-
se Systeme komplexer sind und in
höherem Maße durch Gesetze ge-
regelt sind als im gewerblichen Be-
reich. Zudem erfordert die Umset-
zung im öffentlichen Bereich neue
Instrumente und Vorgehensweisen,
die die besonderen Rahmenbedin-
gungen berücksichtigen.

Arbeitsgruppe II: ArbeitsArbeitsgruppe II: ArbeitsArbeitsgruppe II: ArbeitsArbeitsgruppe II: ArbeitsArbeitsgruppe II: Arbeits-----
organisation und Gestal-organisation und Gestal-organisation und Gestal-organisation und Gestal-organisation und Gestal-
tung von Servicetung von Servicetung von Servicetung von Servicetung von Service- und- und- und- und- und
Informationscentern -Informationscentern -Informationscentern -Informationscentern -Informationscentern -
Einbindung in die StrukEinbindung in die StrukEinbindung in die StrukEinbindung in die StrukEinbindung in die Struk-----
tur öffentlicher Vtur öffentlicher Vtur öffentlicher Vtur öffentlicher Vtur öffentlicher Verwal-erwal-erwal-erwal-erwal-
tungentungentungentungentungen

In dieser Arbeitsgruppe beschäftig-
te man sich unter der Moderation

von Dr. Rolf Brandel vom Institut
Arbeit und Technik (IAT) in Gelsen-
kirchen sowie Andreas Saßmanns-
hausen, Institut für Arbeitsmedizin,
Sicherheitstechnik und Ergonomie
(ASER) in Wuppertal mit der Frage,
welche Anforderungen an Arbeits-
organisation und -gestaltung bei
der Einrichtung telefonischer Bera-
tungsdienste in öffentlichen Verwal-

tungen zu stellen sind. Thematisiert
wurden in diesem Zusammenhang
sowohl Aspekte, welche in erster Li-
nie die Planungs- und Aufbaupha-
se des jeweiligen Beratungsdien-
stes betreffen, als auch Anforde-
rungen, die sich im laufenden Be-
trieb ergeben. Es zeigte sich, dass
es eine Vielzahl von beachtenswer-
ten Punkten gibt, die für den Erfolg
oder Misserfolg eines telefonischen
Beratungsangebotes in der öffentli-
chen Verwaltung entscheidend
sind. Die Einflussbereiche gehen
dabei weit über die Organisation
des eigentlichen neu zu schaffen-
den Dienstes hinaus und beziehen
sich auf weite Teile der Verwaltung,
die als Informationszulieferer für
die Außenkontaktstellen fungieren
müssen. Auch spielen die sicherlich
mit vielen anderen Reformmaß-
nahmen bereits verknüpften Aspek-
te der Veränderung von Verwal-

tungskultur eine wesentliche Rolle.
In der Arbeitsgruppe konnten so-
wohl kommunale Erfahrungen bei
der Einrichtung und Erweiterung ei-
nes Call Centers als auch Anre-
gungen aus der Genehmigungs-
praxis gewerblicher telefonischer
Dienste zusammengeführt werden.
In der Diskussion wurden zunächst
Erfolgsbedingungen und Gestal-

tungsanforderungen formuliert,
welche bei der Einrichtung telefoni-
scher Beratungsdienste von Bedeu-
tung sind. Im zweiten Teil des
Workshops wurden auf der Basis
dieser Anforderungen Lösungsan-
sätze und Handlungsvorschläge er-
arbeitet. Im folgenden werden die
zentralen Diskussionsinhalte nach
verschiedenen, in der Arbeitsgrup-
pe diskutierten Kriterien wiederge-
geben:

Organisatorische Rahmen-
bedingungen

Generell wurde die Anregung ge-
geben, dass öffentliche Verwaltun-
gen bei der Planung und Einrich-
tung von Call-Centern und (telefo-
nischen) Service- und Beratungs-
agenturen vor ähnlichen Heraus-
forderung stehen und daher in die-
sen Phasen enger zusammenarbei-
ten sollten. Da die örtlichen Vor-
aussetzungen und Probleme oft
ähnlich sind, wäre es sinnvoll,
Netzwerke für die Konzept-
entwicklung und den späteren Er-
fahrungsaustausch zu bilden. Auch
wenn dieser Gedanke zumindest
im kommunalen Bereich durch
Spitzenverbände wie KGSt oder
Städtetag sowie durch verschiede-
ne, auf dem Gebiet der Verwal-
tungsmodernisierung tätige Stiftun-
gen gefördert wird, besteht nach
Ansicht der Teilnehmer hier ein
Nachholbedarf in interkommunaler
Zusammenarbeit, um �das Rad
nicht mehrmals neu erfinden zu
müssen�. Hierbei wird auch die Va-
riante vorgeschlagen, dass - wie im
Projekt Ver-Ti-Call vorgesehen -
einzelne Modellverwaltungen be-
stimmte organisatorische Lösungen
erproben und ihre Erfahrungen an
andere Behörden weitergeben.

Gesellschaftliche Anforde-
rungen

Für die öffentliche Verwaltung be-
steht nach Auffassung der Arbeits-
gruppenmitglieder die Verpflich-
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tung, bei der Einrichtung telefoni-
scher Beratungsdienste auf die Er-
haltung verschiedener Zugangswe-
ge zu achten.

Im Interesse der Daseinsvorsorge
darf die Schaffung von Call-
Centern nicht (wie beispielsweise
derzeit im Bankwesen zu beobach-
ten ist) zu einem Abbau persönli-
cher Beratungsmöglichkeiten in
Bürgerbüros oder auch den jeweili-
gen Fachämtern führen. Von der
Arbeitsgruppe wird daher ange-
regt, die Einrichtung von telefoni-
schen Beratungsdiensten als Er-
gänzung, nicht aber als Ersatz be-
stehender Kontaktmöglichkeiten
anzusehen. Die Medienvielfalt
müsse im Interesse einer angemes-
senen Daseinsvorsorge erhalten
bleiben.

Startvoraussetzungen

Bevor ein Telefonservice in der öf-
fentlichen Verwaltung in Betrieb
gehen kann, sind aufgrund der
Diskussion in der Arbeitsgruppe
eine Reihe von Startvorausset-
zungen zu erfüllen. Damit soll si-
chergestellt werden, dass bei der
Betriebsaufnahme im Call-Center
bereits die wesentlichen Vorausset-
zungen für eine angemessene
Leistungserfüllung gegeben sind.
Hierzu zählen die Auswertung von
Anrufhäufigkeiten, Wartezeiten und
Anrufverteilungen, die als Pla-
nungsgrundlage eine besondere
Bedeutung haben. Mit dieser
Grundlage muss sich zur Bestim-
mung des detaillierten Leistungs-
umfangs eine Aufgabenanalyse an-
schließen. Die Anpassung der Ab-
lauf- und Aufbauorganisation in
der gesamten Verwaltung bezogen
auf die sich durch das Call-Center
ergebenden veränderten Arbeitsab-
läufe sollte ebenfalls in Zusam-
menhang mit der Erarbeitung von
Antwortvorgaben (FAQ) zu den zu
erwartenden Anfragen angegan-
gen werden. Allerdings ist dies
auch ein laufender Prozess, der
auch im weiteren Betriebsablauf
weiterzuentwickeln ist.

Von der Arbeitsgruppe wurde fer-
ner die Definition von Zielvorgaben

und die frühzeitige Beteiligung des
Arbeitsschutzes thematisiert. Ziel-
vorgaben dienen somit zur Struktu-
rierung der Realisierung verschie-
dener Umgestaltungsanforderun-
gen und sind wesentliche Voraus-
setzung dafür, dass der Betrieb be-
reits von Anfang an angemessen
funktioniert. Die frühzeitige Beteili-

gung des Arbeitsschutzes bezieht
sich hingegen auf die Problematik,
dass vor allem nach Ansicht der
Vertreter der Genehmigungsbehör-
den gerade seitens der öffentlichen
Verwaltung der Arbeitsschutz oft
erst zu spät in das Projekt einge-
bunden wird.

Betriebsvoraussetzungen

Für den laufenden Betrieb telefoni-
scher Beratungsdienste müssen
nach Ansicht der Arbeitsgruppen-
teilnehmer einige Aspekte regel-
mäßig Beachtung finden, um den
Erfolg des neuen Dienstes nicht zu
beeinträchtigen. Regelmäßig zu
achten ist demnach beispielsweise
nach Auffassung der Arbeitsgrup-
penmitglieder auf die breite Fach-
kompetenz der Mitarbeiter, die
über eine kontinuierliche Fortbil-
dung gewährleistet werden muss.

Weiter wird die Anforderung ge-
nannt, Doppelbelastungen zu ver-
meiden, die sich ergeben, wenn
Service- und Fachstellen miteinan-
der verknüpft werden. Die Arbeit in
den Telefonberatungsstellen soll
trotz des Interesses an abwechs-
lungsreichen Mischarbeitsplätzen
so gestaltet sein, dass genügend

Zeit für die Dienstleistung an Bür-
gern und Kunden bleibt, hierbei
muss auch auf Software-Ergono-
mie geachtet werden.

Erweiterungsmöglichkeiten

Nicht unmittelbar mit den jeweils
aktuellen Betriebsanforderungen
verknüpfte, aber dennoch nicht zu
vernachlässigende Gestaltungs-
aspekte sah die Arbeitsgruppe vor
allem in der Erweiterungsfähigkeit
der jeweiligen Dienste. Dies bezieht
technische wie organisatorische
Fragen mit ein: so müssen bei-
spielsweise Personalüberhänge zur
Bewältigung von Spitzenzeiten be-
stehen oder flexibel weitere Be-
schäftigte vorübergehend in die
Beratungseinrichtungen hinzugezo-
gen werden können.

9

Arbeitsgruppe 3 diskutiert über die Rolle der Beschäftigten



Workshop
Lösungsansätze in der
Projektorganisation

Um die verschiedenen, auch auf
unterschiedlichen Ebenen liegen-
den Gestaltungsanforderungen zu
bewältigen, schlägt die Arbeits-
gruppe ein schrittweises Vorgehen
bei der Einrichtung telefonischer
Beratungsagenturen vor. In einem
ersten Schritt steht dabei nicht der
Aufbau des Call-Centers selbst,
sondern zunächst des Back-Office
im Mittelpunkt. Dieses muss auf
der Basis einer systematischen
Bedarfsanalyse die Leistungs-
kriterien definieren und für ein an-
zustrebendes einheitliches Quali-
tätsniveau bei der Auskunftsertei-
lung und Beratung eintreten. Ne-
ben dem Aufbau der Datenbasis,
die an den Beratungsstellen abruf-
bar sind, muss zugleich auch deren
Pflege und schrittweise Erweiterung
technisch und organisatorisch an-
gemessen gelöst sein.
Erst dann macht der Aufbau des
eigentlichen Call-Centers ein-
schließlich der dazu notwendigen
Qualifizierungen Sinn. Hierbei soll-
ten nach Auffassung der Arbeits-
gruppe zunächst die zentralen
Funktionen im Mittelpunkt stehen.
Wenn geklärt ist, was von einem
zentralen Service-Center zu leisten
ist und was besser auf dezentraler,
also auf der Fachverwaltungsebene
erfüllt werden kann, kann der Auf-
bau weiterer dezentraler Service-
Einheiten erwogen werden.

Schließlich ist nach Ansicht der Ar-
beitsgruppe ein Netz aus einer zen-
tralen und mehreren dezentralen
Servicebereichen anzustreben.
Als Konsequenzen für die Arbeits-
organisation stellt die Arbeitsgrup-
pe fest, dass Serviceregeln und
Qualitätsmaßstäbe definiert wer-
den müssen, nach denen Aufbau
und Betrieb des Call-Centers erfol-
gen soll. Im Mittelpunkt stehen da-
bei zunächst die leitbildhafte Um-
setzung eines Dienstleistungs-
verständnis in allen Bereichen der
öffentlichen Verwaltung, die entwe-
der als Kundenkontaktstellen mit
dem Bürger direkt oder als
Informationszulieferer indirekt mit
der Bearbeitung von Kundenan-

fragen befasst sind. Im Kunden-
interesse sollte die Bearbeitung der
Beratung zunächst zentral, z.B.
über eine gemeinsame für alle Ar-
ten von Anliegen geltende - und
damit leicht zu merkende - Telefon-
nummer erfolgen, von der aus
dann die weiteren dezentralen Aus-
kunftsstellen erreicht werden kön-
nen. Nicht zuletzt wird in der Ar-
beitsgruppe jedoch auch darauf
verwiesen, dass nicht alles neu-
und umorganisiert werden kann
und sollte. Auch wenn die Anforde-
rungen sehr tiefgreifend sind, so
sollte bei der Planung von
Informations- und Service-
agenturen auch berücksichtigt wer-
den, wo bereits vorhandene dienst-
leistungsorientierte Strukturen wei-
terentwickelt werden können.

Arbeitsgruppe 3: �Mitarbei-Arbeitsgruppe 3: �Mitarbei-Arbeitsgruppe 3: �Mitarbei-Arbeitsgruppe 3: �Mitarbei-Arbeitsgruppe 3: �Mitarbei-
ter in Serviceter in Serviceter in Serviceter in Serviceter in Service- und Informa-- und Informa-- und Informa-- und Informa-- und Informa-
tionscentern - eine berufli-tionscentern - eine berufli-tionscentern - eine berufli-tionscentern - eine berufli-tionscentern - eine berufli-
che Pche Pche Pche Pche Perspektive?�erspektive?�erspektive?�erspektive?�erspektive?�

�Wie werden sich die Rollen für die
Beschäftigten in der öffentlichen
Verwaltung verändern�, �welche
Hemmnisse gibt es in diesem
Veränderungsprozess� und �wie
können Hindernisse überwunden
werden?� waren zentrale Fragen,
mit denen man sich intensiv in die-
ser Arbeitsgruppe beschäftigte.
Die Arbeitsgruppe setzte sich aus
Vertreterinnen und Vertretern der
Interessenvertretung, der Staatli-
chen Ämter für Arbeitsschutz sowie
kommunaler Servicecenter zusam-
men.

In seinem Einführungsreferat be-
tonte Klaus Heß von der Technolo-
gieberatungsstelle beim DGB
NRW, der zusammen mit Kai Seiler
von der Universität Wuppertal die
Arbeitsgruppe moderierte, dass
aufgrund der planerischen �Auf-
bruchsstimmung� bei öffentlichen
Verwaltungen und aufgrund wenig
bereits umgesetzter Service- und
Informationscenter zur Zeit noch
unklar wäre, ob das Berufsbild in

diesem Bereich eine Sackgasse,
Durchgangsstation oder eine inter-
essante Berufsperspektive mit
Entwicklungschancen bedeute.
Wichtig sei in jedem Fall, für die
Beschäftigten ein höchstmögliches
Qualifizierungsniveau anzustreben,
so dass sich Service und Beratung
in der öffentlichen Verwaltung in
Image, Ausstattung, Arbeitsgestal-
tung und Vergütung radikal vom
�Fräulein vom Amt� in der Telefon-
zentrale unterscheiden. Die Her-
ausforderung bestehe darin, die
Ziele von Kunden/Bürgern nach
qualitativer Dienstleistung, die Zie-
le des Betriebes nach Wirtschaft-
lichkeit, d.h. Effektivität und Effizi-
enz, und die Ziele der Beschäftig-
ten nach gesunden und sicheren
Arbeitsplätzen in ein Gestaltungs-
konzept zu integrieren. Er sei über-
zeugt, dass diese Zielpyramide sich
im Konflikt, aber auch in der Kon-
gruenz auflösen lässt. Ein Leitbild
zum Arbeiten im Call Center in teil-
autonomen Gruppen mit qualifi-
zierten Beschäftigten ist hierzu vor-
gelegt worden.
Für Call Center-Lösungen in Kom-
munalverwaltungen gebe es drei
grundlegende Organisationsfor-
men, die zusammen ein Spektrum
möglicher Call Center-Lösungen
bilden;

- Zentrales Call Center:- Zentrales Call Center:- Zentrales Call Center:- Zentrales Call Center:- Zentrales Call Center: dieses er-
weitert die Funktion der früheren
Telefonzentrale. Es genügt dabei
weit höheren Qualitätsansprüchen.
Ohne langes Warten erreicht der
Bürger beim zentralen Call Center
einen ersten Ansprechpartner. Ein-
fache Anfragen, z.B. nach den Öff-
nungszeiten der Verwaltung, wer-
den hier beantwortet, bei anderen
Anfragen wird qualifiziert an die
zuständige Stelle weitervermittelt.
Das zentrale Call Center zeichnet
sich also durch die Kompetenz zur
qualifizierten, direkten und sicheren
Weitervermittlung aus.

- F- F- F- F- Fachbereichs Call Center:achbereichs Call Center:achbereichs Call Center:achbereichs Call Center:achbereichs Call Center:  hier-
bei handelt es sich um eine Anlauf-
stelle für abgrenzbare Aufgabenbe-
reiche innerhalb der Kommunalver-
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waltung. Es wickelt einfache bis
mittelschwere Bürgeranliegen di-
rekt am Telefon ab und steht dar-
über hinaus auch für den Publi-
kumsverkehr zur Verfügung. Das
Fachbereichs Call Center ist als
Front Office für den ihm zugeord-
neten Fachbereich tätig. Dadurch
sind die Sachbearbeiter im Hinter-
grund entlastet und können sich in-
tensiver um schwierige und kom-
plexe Anliegen kümmern. Entschei-
dende Erfolgsfaktoren für die Funk-
tionsfähigkeit von Fachbereichs-
Call Centern sind die klare Ab-
grenzbarkeit und die Abstimmung
der Mitarbeiterqualifikationen mit
dem Aufgabenspektrum und der
Bearbeitungstiefe abzuwickelnder
Bürgeranliegen.

- Bürgerbüro Call Center:- Bürgerbüro Call Center:- Bürgerbüro Call Center:- Bürgerbüro Call Center:- Bürgerbüro Call Center:     Das
Bürgerbüro Call Center verknüpft
die Idee des Bürgerbüros mit dem
Gedanken des Call Centers. Es er-
gibt sich daraus eine integrierte
Service-Anlaufstelle: Zum einen
wird die Funktion der Telefonzen-
trale mit qualifizierter Weiterver-
mittlung wahrgenommen. Zum an-
deren werden wichtige und häufige
Anliegen von Bürgern komplett be-

arbeitet - auf telefonischem Weg
oder beim persönlichen Besuch. Im
Gegensatz zum Fachbereichs-Call
Center hat das Bürgerbüro-Call
Center ein breiteres und sehr hete-
rogenes Aufgabenspektrum. Wenn
es aufgrund der Kommunengröße
mehrere Bürgerbüro Call Center
gibt, so unterscheiden sie sich zwar
von der räumlichen Lage her, sie
bearbeiten aber das gleiche Auf-
gabengebiet.

Bei der Einschätzung zu den sich in
Zukunft verändernden Rollen der
Beschäftigten in diesem Kontext
sind von den Workshopteilnehmern
die in Kasten 1 aufgeführten As-
pekte genannt worden. Dabei wur-
de insbesondere der letztgenannte
Punkt als äußerst kritisch für einen
erfolgreichen Veränderungspro-
zess erachtet. So diskutierte die
Gruppe im folgenden etwaige
Hemmnisse in einem solchen
Prozess. Tabelle 1 gibt eine Über-
sicht über die Bereiche, die dort als
relevant erachtet worden sind.

In diesem Zusammenhang erörter-
ten die Teilnehmer auch Unter-
schiede zwischen dem gewerbli-
chen Bereich und dem öffentlichen
Dienst. Dabei zeigten sich einige
grundlegende Unterscheidungs-
merkmale. So seien Kommunen
durch eine Vielzahl von hoheitli-
chen Aufgaben gekennzeichnet, für
die weder Outsourcing noch effizi-
ente Kosten-Leistungsrechnungen
möglich sind. Auch sei es prinzipi-

ell schlecht möglich, gerade bei
sehr fachspezifischen Leistungen in
der kommunalen Beratung (und
dies fange schon bei Basisinforma-
tionen zu Baugenehmigungen an),
das Personal für Beratungsdienst-
leistungen nach dem �Hire-and-
Fire�-Prinzip vieler gewerblicher
Call Center mit gering qualifizier-
ten Kräften einzustellen. Generell
sei es allerdings auch für die öf-
fentliche Verwaltung aufgrund poli-
tischer und ökonomischer Zwänge
angezeigt - ähnlich wie in gewerb-
lichen Unternehmen - Dienstleis-
tungsqualität zu verbessern (z.B.
kürzere Entscheidungswege), zu-
nehmende Effizienz von Arbeitspro-
zessen zu erreichen und Schnittstel-
len besser abzustimmen.

Abschließend diskutierte die Grup-
pe darüber, welche Maßnahmen
ergriffen werden müssten, damit
Veränderungsprozesse in diesem
Kontext effizient funktionieren und
was das in Bezug auf die Beschäf-
tigten bedeute. Tabelle 2 auf der
nächsten Seite gibt hierzu einen
Überblick über das Diskussions-
ergebnis.

Zusammenfassend  wurde teils op-
timistisch, teils pessimistisch einge-
schätzt, dass die öffentliche Verwal-
tung noch am Anfang derartiger
Veränderungsprozesse stehe und
somit die Chance zur frühzeitigen
Berücksichtigung von gesundheits-
und karriereförderlichen Gestal-
tungsansätzen bestünde - aber

- veränderte (flexiblere) Arbeits-
zeiten
- stärkere Kundenorientierung,
verbesserter Service
- zunehmende fachliche Kompe-
tenzen bei gleichzeitig größeren
allgemeinen Kompetenzen (z.B.
Sozial-, Kommunikations-,
Medienkompetenz)
- stärkere Offenheit für Neues
wird gefordert sein
- Belastungen (besonders psychi-
sche) werden zunehmen
- Organisation tendiert zu fla-
cheren Hierarchiestrukturen
- Teamorientierung wird wichtiger
- Verantwortungsbereiche (auch
in unteren Ebenen) werden grö-
ßer
- Vergütungsmodell wird jedoch
eher starr bleiben

Kasten 1: Erwartung, wie sich die Rolle
von Beschäftigten in der öffentlichen
Verwaltung ändern wird
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Tab. 1: Eingeschätzte Hemmnisse im Veränderungsprozess

- Interessenwahrung
für Bestehendes bei
Personalräten und
Führungskräften

- Skepsis, generelle
Veränderungs-
bereitschaft

- starre gesetzliche
Rahmenbedingungen

- negatives Image von
Call Centern

- festes Tarifgefüge

- starre Arbeitszeitre-
gelungen

- starre Stellenbe-
schreibungen
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auch die Möglichkeit, grundlegen-
de Fehler zu Beginn zu machen.
Insgesamt kann das Projekt Ver-T-
iCall jedoch dazu beitragen, dass
die Entwicklung und Gestaltung in-
novativer Informations- und
Servicecenter bei der öffentlichen
Verwaltung für Beschäftigte keine
Einbahnstraße bzw. Sackgasse be-
deute.

AbschlusspodiumAbschlusspodiumAbschlusspodiumAbschlusspodiumAbschlusspodium

Im Anschluss an die Präsentation
der Arbeitsgruppenergebnisse mo-
derierte Frau Kühnert, e-Relations
GmbH Düsseldorf, die Podiumsdis-
kussion mit den Moderatoren der
jeweiligen Arbeitsgruppen. Im Ver-
lauf dieser Diskussion wurden
nochmals wichtige Fragen und
Statements aus dem Bereich der
Service- und Informationsagentur
und den Arbeitsgruppen aufgegrif-
fen.

Zu Beginn zitierte die Moderatorin
die provokative Behauptung eines
Teilnehmers -�Öffentliche Verwal-
tung = veraltete Tools/ Manage-
mentmethoden�, um somit in die
Podiumsdiskussion einzusteigen.

Herr Dr. Richenhagen vom Ministe-
rium für Arbeit und Soziales, Qua-
lifizierung und Technologie des
Landes NRW verwies dabei auf das
Beispiel �Bürgerportal Arbeitsschutz
NRW�, das für sein innovatives
Vorgehen in einem bundesweiten
Wettbewerb bei der Cebit 2001
ausgezeichnet wurde. �Es könne
also nicht die Rede davon sein,
dass in öffentlichen Verwaltungen
veraltete Tools und Management-
methoden zum Einsatz kommen
würden.�

Anschließend wurde diskutiert, ob
umfassende Werbung/ Information
eine Bring- oder Holschuld für die
öffentliche Verwaltung darstellt.
Nach Meinung eines Diskussions-
teilnehmers aus dem Plenum seien
hochwertige Informationen eine
Holschuld des Bürgers, während
die Grundversorgung von Informa-
tionen eine Bringschuld für die Ver-
waltung darstellt.

Es wurde betont, dass der Wille zur
Veränderung als grundlegend an-
zusehen sei. Bring- und Holschuld
müssten eng zusammenspielen.
Somit müsse sich eine Art �Aus-
tauschkultur� zwischen Bürger und
Verwaltung entwickeln.

Herr Dr. Richenhagen verwies in
diesem Zusammenhang auf das
Beispiel des Bürger Call Centers
�C@llNRW�. Hier sind in der Ver-
gangenheit dem Bürger Informatio-
nen und Möglichkeiten immer wie-
der angeboten und �aufgezwun-
gen� worden, bis �C@llNRW� von
der Bevölkerung wahrgenommen
wurde.

Als nächstes ging die Moderatorin
auf die Ergebnisse der Arbeitsgrup-
pe 2 ein. Aus ihrer Sicht stellte sich
die Problematik der Motivation von
Mitarbeitern in den Vordergrund-
�Welche Anreize können dem Mit-
arbeiter in Aussicht gestellt wer-
den?� Ergebnis dieses Diskussions-
punktes war, dass über Finanzen/
Lohn kaum Möglichkeiten bestehen
dem Mitarbeiter einen Anreiz zu
bieten. Viel eher kann dies über
Karriereperspektiven und Jobrota-
tion zwischen Front-/ und Back-Of-
fice geschehen.

Zum Abschluss der Podiumsdiskus-
sion wurde noch über die zu er-
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Tab. 2: Maßnahmen für Beschäftigte für einen erfolgreichen Veränderungsprozess

- frühzeitige Beteili-
gung der Beschäftig-
ten und des Personal-
rates
- ein integriertes und
ganzheitliches
Organisations-
entwicklungskonzept
- alle Möglichkeiten
flexibler Gestaltung im
BAT ausnutzen
- Arbeitsorganisation
wie Rotation und teil-
autonome Gruppenar-
beit berücksichtigen

- Einbeziehung der
Bürger bei der
Serviceentwicklung
und -bewertung (u.a.
Bürgerbefragungen)
- Transparenz über
mögliche Dienstleis-
tungangebote schaf-
fen
- kostenlose (Grund-
versorgung) und ko-
stenpflichtige Bera-
tungsangebote gut
erarbeiten

- Optimierung vorhande-
ner (Fach-)Kompetenz

- fachspezifische (z.B.
Baurecht)und fachüber-
greifende (z.B. Metho-
den-, Sozial- und
Kommunikations-
kompetenz)
Qualifizierungs-
maßnahmen durchführen

bringende Qualität eines Service-
und Informationscenters gespro-
chen. Man war sich darüber einig,
dass der Bürger qualitativ multime-
dial beraten werden muss. Jedoch
gab es großen Diskussionsbedarf
bei der Klärung der Frage, wie die
Öffnungszeiten geregelt und um-
gesetzt werden müssten. Dabei ver-
ständigte man sich darauf, dass 24
Stunden Sprachbearbeitung /-ant-
wort kaum praktikabel und not-
wendig seien. Es sollte aber eine
generelle Abrufbarkeit von qualita-
tiv hochwertigen Informationen aus
dem Internet gesichert sein.

Herr Dr. Richenhagen betonte,
dass e-Government nicht nur An-
tragstellung, sondern auch das An-
gebot von Foren und Chats bedeu-
tet, damit eine aktive Bürgerbetei-
ligung angestrebt und ermöglicht
werden kann.

Mit diesem letzten Diskussions-
punkt wurde der Workshop been-
det und ebenfalls auf eine geplante
Veranstaltung im Spätherbst 2001
verwiesen, die in Form einer
Zukunftswerkstatt stattfinden soll.



Im Fokus

Ziele und ZielkZiele und ZielkZiele und ZielkZiele und ZielkZiele und Zielkonflikte im Vonflikte im Vonflikte im Vonflikte im Vonflikte im Veränderungseränderungseränderungseränderungseränderungs-----
prozess öffentlicher Vprozess öffentlicher Vprozess öffentlicher Vprozess öffentlicher Vprozess öffentlicher Verwaltungenerwaltungenerwaltungenerwaltungenerwaltungen

RRRRRelevanz für innovative Dienstleistungsangeboteelevanz für innovative Dienstleistungsangeboteelevanz für innovative Dienstleistungsangeboteelevanz für innovative Dienstleistungsangeboteelevanz für innovative Dienstleistungsangebote

Seit Jahren ist in den Dienststellen
der öffentlichen Verwaltung  eine
Verknappung der finanziellen, zeit-
lichen und personellen Ressourcen
zu beobachten. Bei zunehmender
Komplexität der Aufgaben befinden
sich die Kommunen in der Situati-
on, mit immer weniger Personal die
gleichen und zum größten Teil zu-
sätzliche Aufgaben für die Bürger
zu erledigen.
Extern werden die Verwaltungen
wegen mangelnder Dienstleis-
tungsorientierung erheblich kriti-
siert,  was sich u.a.  in einem ob-
rigkeitlichen Verständnis in der Be-
ziehung zum Bürger, Unhöflichkeit,
langem Zeitaufwand, fehlenden
und unzureichenden Rückmeldun-
gen, fehlender Transparenz (über
Verwaltungsakte, Leistungs-
ansprüche - und -kürzungen etc.)
zeigt. Interne Kritik bezieht sich auf
Beschwerden der Beschäftigten in
den Verwaltungen, die beispiels-
weise über mangelnde Freiheits-
grade im Arbeitsprozess und über
geringe Entscheidungskompetenz
klagen. Auch eine unübersichtliche
und zunehmende Regulierung und
Komplexität an Gesetzen und Vor-
schriften wird kritisiert.
Daraus lässt sich für die Zukunft
ein Veränderungsprozess in der
Verwaltungssteuerung herleiten
(vgl. Janssen, 1998), der sowohl
durch die Länder-Gesetzgebung
zur Verwaltungsmodernisierung als
auch die Empfehlungen zum so

genannten �Neuen Steuerungs-
modell�  des KGSt -Verbandes für
kommunales Management  be-
stimmt wird.
Um Prozesse und Produkte der Ver-
waltung den gewandelten Anforde-
rungen an die Dienstleistungs-
qualität anzupassen, erfolgt in zu-
nehmendem Maße der Rückgriff
auf Konzepte des Personal- und
Organisationsmanagements, die
sich im privatwirtschaftlichen Be-
reich seit langem bewährt haben
(vgl. Abb. 1).

Die öffentliche Verwaltung ist im
Vergleich zu privatwirtschaftlichen
Unternehmen in wesentlich stärke-
rem Maße durch direkten Bürger-
einfluss (z.B. Wahlen etc.) und
Bürgerbeteiligung  sowie durch ein
nicht vorhandenes Gewinnmaxi-
mierungsprinzip gekennzeichnet.
Sie kann sozusagen mittel- und un-
mittelbar von Bürgern gestaltet
werden, die bei der Gestaltung ei-
gene Ziele einbringen können.
Abb. 2 zeigt eine schematische
Darstellung der Wirkmechanismen
in der Bürger-Verwaltungs-Interakti-
on, die bereits Ansätze einer Ver-
waltungsreform berücksichtigen.
Aus dem bisher Beschriebenen
können nun relevante Bereiche
abgeleitet werden, die die Ziel-
findung und das Handeln der öf-
fentlichen Verwaltung maßgeb-
lich beeinflussen:

KKKKKosten einsparen:osten einsparen:osten einsparen:osten einsparen:osten einsparen:
- bessere Nutzung vorhandener
Ressourcen in Zeiten knapper
Haushaltsmittel der öffentlichen
Hand,
- Vermeidung der Mehrfach-
bearbeitung von Verwaltungsvor-
gängen/Bürgeranfragen,
- Vereinheitlichung von (Ge-

Steuerun g heuteSteuerun g heute Steuerun g m orgenSteuerun g m orgen

V erw altu n gssteueru n g

θ B ehörden /D ienststellen
θ S tatusdenken
θ Z uständigkeitsverw altung

θ tagespolitisches R eagieren
θ „D ezem berfieber“
θ H ierarchie
θ C hef als V erw alter
θ A ktionism us
θ Inputorientierun g
θ Z entralisierung
θ E inm ischung der
    Q uerschnittsäm ter

θ T rennung von F ach-
     und R essourcenverantw ortun g
θ A ntrags- und B erichts-
    aktivism us
θ M itläufer, O brigkeitsdenken

θ L eistungszentren
θ T eam orientierun g
θ leistungsgerechte V erteilung
    der A ufgaben
θ K ontaktm anagem ent
θ B udgetierun g
θ L ean-M anagem ent
θ C hef als G estalter
θ Z ielorientierun g
θ O utputorientierung
θ D ezentralisierung
θ m ehr dezentrale O rganisations-,
    P ersonal- und finanzw irtschaftliche
    K om petenz auf allen E benen
θ produkt- und dienstleistungs-
    bezogene O rganisation
θ B erichtsw esen / 
    C ontrolling
θ M itdenker / M itgestalter

Abb. 1: Gegenwart und erwartete Zukunft der Verwaltungssteuerung
(nach Janssen, K. (1998). Jugend- und Sozialgesetze. Köln: Fortis)

von Andreas Saßmannshausen und Kai Seiler

In diesem Beitrag werden neben den grundsätzlichen Rahmenbe-
dingungen für öffentliche Verwaltungen potentielle Zielkonflikte
aller Interessenparteien bei Organisationsentwicklungs- sowie
Arbeitsgestaltungmaßnahmen kurz erörtert. Abschließend werden
Leitsätze für den Handlungsbedarf öffentlicher Verwaltungen bei
der Einführung innovativer Beratungsangebote formuliert.
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schäfts)-Prozessen,
- verbesserte Auslastung von Räu-
men und technischen Systemen;

Betrieb erhalten:Betrieb erhalten:Betrieb erhalten:Betrieb erhalten:Betrieb erhalten:
- Erhaltung des bestehenden Perso-
nal-/Qualifikationsstandes durch
Definition neuer Aufgabengebiete,
- Weiterentwicklung der Mitarbeit-
erkompetenzen,
- ämter-/behördenübergreifende,
regionale Kooperation,
- Einbindung der Beschäftigten in
Entwicklungsprozesse;

Bürgernahe VBürgernahe VBürgernahe VBürgernahe VBürgernahe Verwaltung:erwaltung:erwaltung:erwaltung:erwaltung:
- Transparenz behördlichen Han-
delns (Ziele, Wege, ...) steigern,
- Aufsplittung von Zuständigkeiten
aufheben (Einrichtung einer zentra-
len Stelle, die Gesamtverfahren
und jeweiligen Stand der Dinge
durchschaut),
- Online-Abruf ausgewählter Infor-
mationen durch den Bürger (z.B.
Bearbeitungsstand von Vorgän-
gen),
- Verbesserung der Erreichbarkeit
durch zentrale Ansprechstellen,
- Zugang zu Behördendaten (Stati-

stiken, allgemeine Informationen),
- systematische Nutzung des direk-
ten Bürgerkontaktes zur beständi-
gen Verbesserung von �Produkten�
und �Prozessen� (�Marktfor-
schung�, TQM-Ansatz);

Dienstleistungen schaffen/erhalten:Dienstleistungen schaffen/erhalten:Dienstleistungen schaffen/erhalten:Dienstleistungen schaffen/erhalten:Dienstleistungen schaffen/erhalten:
- Vermeidung von Outsourcing
bzw. Reintegration entsprechender
Mitarbeiter,
- Aufbau von Informationsstruk-
turen für eine effizientere Gestal-
tung der Antwortfähigkeit für wie-
derholte bzw. Massenanfragen,
- Sicherstellung der Beratungs-
funktion der öffentlichen Verwal-
tung
- Beschleunigung der Antrags-
bearbeitung,
- Moderatorfunktion innerhalb des
Konzeptes �aktivierender Staat�;

allgemeine politische/gesellschaftallgemeine politische/gesellschaftallgemeine politische/gesellschaftallgemeine politische/gesellschaftallgemeine politische/gesellschaft-----
liche Ziele:liche Ziele:liche Ziele:liche Ziele:liche Ziele:
- Integration besonderer Beschäf-
tigtengruppen (z.B. Leistungsge-
wandelte),
- Vorbild-/Vorreiterfunktion der öf-
fentlichen Hand,

- Erschließung/Schaffung neuer
Beschäftigungsfelder,
- Abkehr von �Beamtenmentalität�
durch Servicekultur (�Imagewan-
del� der öffentlichen Verwaltung),
- Anpassung dienstrechlicher Vor-
gaben an die Erfordernisse eines
�schlanken Staates�.

Auch die Ableitung von unterneh-
merischen Zielen bei der Einrich-
tung und Optimierung von Service-
und InformationsCentern im Be-
reich der öffentlichen Verwaltung
weist im Vergleich zum privatwirt-
schaftlichen Sektor einige grundle-
gende Unterschiede auf, die insbe-
sondere in der bereits angespro-
chenen Relation von �Bürger/Kun-
den� und �Verwaltung� begründet
sind. Im privatwirtschaftlichen Be-
reich werden die Beziehungen zwi-
schen �Kunden� und �CallCenter�
im wesentlichen durch die Bestim-
mungen des Bürgerlichen Rechts
geprägt. Hier bestehen nach dem
Grundsatz der �Vertragsautonomie�
vielfältige Freiheitsgrade bei Ange-
bot und Nachfrage von CC-Dienst-
leistungen. Hoheitliches Handeln

Abb. 2: Interaktion zwischen Bürger, Rat und Verwaltung (modifiziert nach Janssen, 1998)

K
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 zum
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(vor O rt,

C all C enter,
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etc.)

„P rodukte“ und
D ienstleistungen

der
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und 
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rechnung

B udge-
tierung

R at d er K om m u n e,
A u ssch ü sse

W ählt, übt E influss aus
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L eistungs- und F inanzziele

U nterschiedliche
Ä m ter und

A ufgabengebiete
der K om m une

S ervice-
E inheiten

P lanung

C ontrolling

B erichtsw esen

M arktforschung,
B ürger befragen

14



Im Fokus
legitimiert sich in Bund, Ländern
und Kommunen über eine Vielzahl
von öffentlich-rechtlichen Verwal-
tungs- und Verfahrensvorschriften,
die sowohl die Träger der öffentli-
chen Verwaltung in der Gestaltung
ihres Dienstleistungsangebotes als
auch die �Kunden� der Verwaltung
(Bürger, juristische Personen) in der
Nachfrage dieser Dienstleistungen
in erheblich höherem Maße regle-
mentieren und bestimmte Angebo-
te a priori ausschließen.
Engpässe und Konflikte bei den
unternehmerischen Zielen einer
Verwaltung ergeben sich aus den
finanziellen, personellen, organisa-
torischen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen sowie deren Zusam-
menspiel. Eine breite Auswahl von
möglichen Konfliktpotentialen hier-
zu ist im folgenden aufgeführt:

finanzielle Rfinanzielle Rfinanzielle Rfinanzielle Rfinanzielle Rahmenbedingungen:ahmenbedingungen:ahmenbedingungen:ahmenbedingungen:ahmenbedingungen:
- mangelnde finanzielle Spielräume
bei steigendem Umfang der zu
realisierenden IT-Projekte,
- (langfristige )Finanzierungsstra-
tegien für die Umsetzung von Ser-
vice- und InformationsCentern feh-
len weitgehend; alternative
Finanzierungsformen bleiben weit-
gehend unberücksichtigt - z.B. Ko-
operation öffentlicher und privater
Investoren; Chancen zur Haus-
haltssanierung durch Service- und
Informations-Center werden i.d.R.
noch nicht gesehen,
- Vorgaben eines kameralistischen
Haushaltssystems;

personell-personell-personell-personell-personell-organisatorische Rorganisatorische Rorganisatorische Rorganisatorische Rorganisatorische Rah-ah-ah-ah-ah-
menbedingungenmenbedingungenmenbedingungenmenbedingungenmenbedingungen
- zu wenig qualifiziertes Personal
bzw. nicht ausreichende oder ziel-
gerichtete Qualifikationsprofile der
Beschäftigten für Anforderungen
der Service- und Informations-Cen-
ter (unzureichende Sozial- und
Methodenkompetenz),
- fehlende Personalmarketing- und
Personalentwicklungsstrategien,
- fehlende Akzeptanz bzw. Wider-
stände der Beschäftigten für
�Neuerungen� (z.B. Vorbehalte we-
gen: Stellenabbau, Reorganisation
von Abläufen, neuer Aufgabenzu-
schnitt, Wegfall von Verwaltungs-
instanzen und Zuständigkeiten),
- unattraktive (starre) Entgelt-
systeme für IT-Spezialisten,

- effektives Change-Management
fehlt i.d.R.,
- kontinuierliche und aktive Unter-
stützung neuer Dienstleistungsan-
gebote durch die politische Füh-
rung fehlt bzw. ist auf kurzfristigen
Erfolg ausgerichtet,
- unzureichende Internetanbindung
der meisten Dienststellen/Mitarbei-
ter,
- unzureichende Informationen
über die Erwartungen und Wün-
sche der Bürger an öffentliche Ser-
vice- und Informationsangebote,
- Reibungsverluste durch nicht
kompatible technische Systeme und
asynchrone Abläufe in den Dienst-
stellen/Abteilungen;

rrrrrechtliche Rechtliche Rechtliche Rechtliche Rechtliche Rahmenbedingungenahmenbedingungenahmenbedingungenahmenbedingungenahmenbedingungen
- gegenwärtige rechtliche Grundla-
gen sind für Service- und Informati-
onsangebote unzureichend. Insbe-
sondere für internetbasierte Lösun-
gen (eGovernment) müssen nach
Schätzung des BMWi rund 3.500
Gesetze, Verordnungen etc.
�internetfähig� gemacht werden,
- ein Großteil von Verwaltungs-
leistungen kann ohne rechtliche
Absicherung der digitalen Signatur
(und funktionsfähigen Schutz sensi-
bler Daten) nicht erbracht werden,
- Angebote folgen dem Prinzip der
örtlichen und sachlichen Zustän-
digkeit von Ämtern und Dienststel-
len und sind nicht überregional
nutzbar,
- unklare Handlungsspielräume der
Verwaltung in bezug auf Sicher-
heitsstandards, Kooperationsmög-
lichkeiten, Aufgabendelegation etc.
(sowohl im Hinblick auf die Schnitt-
stelle Verwaltung/Bürger als auch
Verwaltung/Privatwirtschaft sowie
der Verwaltungseinheiten unterein-
ander),
- Entkopplung der rechtlichen
Grundlagen und technischen Mög-
lichkeiten.

Aus den (möglichen)  unternehme-
rischen Zielen und den genannten
finanziellen, personell-organisatori-
schen und rechtlichen Engpässen
können Leitsätze für den
Handlungsbedarf von Verwaltun-
gen bei der Einführung von Ser-

vice- und Informations-Centern
abgeleitet werden, die einen Bei-
trag dazu leisten, derartige Ange-
bote nachhaltig und effizient umzu-
setzen. Sie stellen die Ableitung der
bereits eingangs erwähnten Cha-
rakteristika der �Verwaltung von
morgen� auf den Anwendungsbe-
reich innovativer Dienstleistungen
in der öffentlichen Verwaltung dar
(wie z.B. Bürgerbüros,
Informations- und Servicecenter,
Internetportale etc.), wobei die Rei-
henfolge der Nennung keine Prio-
risierung kennzeichnet:
- Kontinuierliche Untersuchung der
Erwartungen und Wünsche der
�Kunden� (Bürger und �juristische
Personen�) an das Angebot ihrer
Verwaltung im Rahmen einer regel-
mäßigen Marktforschung/Bedarfs-
ermittlung
- Internet-/Intranet-Anbindung der
Mitarbeiter in den Verwaltungen
sollte verbessert werden
- Festlegung einer Strategie, wel-
che Ziele mit welchen Mitteln in
den nächsten �x� Jahren erreicht
werden sollen; Festlegung von
�Meilensteinen� und Kriterien der
Zielerreichung
- aktive Unterstützung der Maß-
nahmen durch die politische Füh-
rung und auf allen Ebenen der
Verwal-tungshierarchie
- Systematisierung/Vereinheitli-
chung von (Internet-)Angeboten
nach dem �Lebenslagenprinzip�
(Geburt, Heirat, Umzug etc.)
- Schlüsselqualifikationen (insbe-
sondere Kommunikations- und
Teamfähigkeit) sollten stärker in
den Mittelpunkt rücken
- Prüfung von Kooperationsmög-
lichkeiten mit privaten Anbietern
(z.B. im Hinblick auf Standort-
marketing, Portalentwicklung, Inve-
stitionsvorhaben).

Dipl.-Psych. A. Saßmannhausen,
Dipl.-Psych. K. Seiler, Institut
ASER an der Bergischen Universi-
tät - GH Wuppertal, Cornelius-
straße 31, 42329 Wuppertal

Anschrift der Autoren:Anschrift der Autoren:Anschrift der Autoren:Anschrift der Autoren:Anschrift der Autoren:
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Friedensplatz 6, 44135 Dortmund
Telefon: 0231 / 556976 - 18
Fax: 0231 / 556976 - 30

Kerkrader Straße 9, 35394 Gießen
Telefon: 0641 / 948 18 60
Fax: 0641 / 948 18 63

TTTTTechnologieberatungsstelle beim DGBechnologieberatungsstelle beim DGBechnologieberatungsstelle beim DGBechnologieberatungsstelle beim DGBechnologieberatungsstelle beim DGB
Goebenstraße 4, 41061 Mönchengladbach
Telefon: 02161 / 29407 - 0
Fax: 0641 / 29407 - 29

Universität DortmundUniversität DortmundUniversität DortmundUniversität DortmundUniversität Dortmund
Fachbereich 14
Organisationspsychologie
Emil-Figge-Straße 50
44227 Dortmund
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Fax: 0231 / 755 - 5452
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